Vertrag
über die Verwaltungsgemeinschaft Abwasserbeseitigungsanlagen-Kooperation der Gemeinden…………………………………………………..
I.

Die Gemeinden ………………………………… , politischer Bezirk …………………, bilden auf Grund der Beschlüsse der Gemeinderäte der Gemeinde ………………….. vom ………………………, der Gemeinde …………………. vom ………………….. und der Gemeinde ……………….. vom ……………….. eine Verwaltungsgemeinschaft.
II.

Die Verwaltungsgemeinschaft dient der personellen Kooperation bei der gemeinschaftlichen Betreuung der Abwasserbeseitigungsanlagen............ 
III.

Sitz der Verwaltungsgemeinschaft ist.....................................................................

IV.

Beschlüsse die Verwaltungsgemeinschaft betreffend sind durch die jeweiligen Gemeinderäte  im gegenseitigen Einvernehmen zu treffen.
V.

Die Wartungsarbeiten werden von den Klärwärtern der Gemeinden …………………………….. wahrgenommen, wobei der Klärwärter ……………………………………….. die operative Leitung (Geschäftsführung) innehat.
Der operative Leiter ist für die Organisation der Betreuung, die Anforderung von Mitarbeit der örtlichen Gemeindearbeiter und evt. von Fachpersonal von benachbarten Gemeinden oder Verbänden verantwortlich. Weiters obliegen ihm die Aufgaben für die Organisation der Zeiterfassung soweit sie für die Verrechnung der Kosten der Verwaltungsgemeinschaft erforderlich ist und die Vorbereitung der Grundlagen der Abrechnung der Kosten und des Kostenaufteilungsschlüssels. 

Der Leiter ist berechtigt, für den laufenden Sachaufwand Anschaffungen bis zur Höhe von ……………. Euro pro Jahr zu tätigen. Förderungsfähige Maßnahmen gemäß UFG sind hievon ausgenommen. Der Leiter bedient sich für administrative Tätigkeiten des Gemeindeamtes …………………... Dem Gemeindeamt ……………….. gebührt für diese administrativen Tätigkeiten eine jährliche Pauschale von ……….. Euro je Gemeinde.
Dienstorte der Klärwärter sind für Herrn…………… die ARA …………………… und für Herrn ………………… die ARA ………………………... 
Die Verrechnung der Dienstfahrten zwischen den Gemeinden erfolgen auf Basis von Pauschalbeträgen. 

Es gelten folgende Pauschalbeträge:

von ……………           nach  …………: ……… Euro

von ……………           nach  …………: ……… Euro

von ……………           nach  …………: ……… Euro

Die Kilometergeld-Vergütung des Klärwärters …………. gegenüber der Gemeinde …………………….., des Klärwärters …………. gegenüber der Gemeinde …………………….. bleibt von dieser Reglung unberührt. 
VI.

Die mobile Kläranlagenausstattung ist, sofern sie über Beschluss der hiefür nach den Bestimmungen der Oö. Gemeindeordnung 1990 zuständigen Organe aller  Gemeinden angeschafft wurde, gemeinsames Eigentum aller  Gemeinden. Sofern die Gemeinderäte aller Gemeinden nicht übereinstimmend etwas anderes bestimmen, ergibt sich der ideelle Eigentumsanteil aus dem unter Punkt VIII. angeführten Kostenaufteilungsschlüssel.
Federführend bei der Anschaffung jener Ausstattung, die entsprechend der Regelung des ersten Absatzes in das Eigentum aller  Gemeinden übergehen soll, ist die Gemeinde …………………………….

VII.

In dienst-, besoldungs- und pensionsrechtlichen Angelegenheiten der derzeit angestellten Klärwärter entscheidet jede Gemeinde im Rahmen ihres Dienstpostenplanes.
Bei Neuausschreibungen eines Dienstpostens für die Aufgaben dieser Verwaltungsgemeinschaft ist die Zustimmung aller Gemeinden nötig. Bezüglich der Personal-Einstufung ist die Kenntnisnahme der Gemeindeaufsichtsbehörde (Direktion Inneres und Kommunales) nötig.
VIII.

Der Schlüssel, nach welchem die Gemeinden für die Ausgaben des Jahres....... der Verwaltungsgemeinschaft aufzukommen haben oder nach welchem allfällige Erträge unter die Gemeinden zu verteilen sind, erfolgt grundsätzlich nach dem Verhältnis der Betreuungszeiten der einzelnen Kläranlagen.
Der Kosten-Aufteilungsschlüssel der Verwaltungsgemeinschaft für das Jahr..... lautet vorläufig entsprechend dem Ergebnis der bisherigen Erhebungen: 
Gemeinde___________________h/a_________%-Anteil
…………………….

………

…….
…………………….

………

…….
…………………….

………

…….
SUMME:

…..…..

…….
Gemeinsame Investitionen werden unter den Gemeinden entsprechend diesem Schlüssel aufgeteilt. Die Abrechnung erfolgt je nach Bedarf, jedoch mindestens einmal pro Jahr.
Im Bedarfsfall ist bis längstens 31. 3. des Folgejahres vom operativen Leiter der Verwaltungsgemeinschaft eine Jahresabrechnung zu erstellen, auf Grund derer die Endabrechnung zu erfolgen hat. Nach Beschluss der Jahresabrechnung ist innerhalb eines Monates die Abschlusszahlung zu leisten.

Der Kostenaufteilungsschlüssel des laufenden Jahres wird auf Basis dieser Endabrechnung jährlich im 1. Quartal einvernehmlich festgelegt.

IX.                                                  
Einrichtungsgegenstände und Maschinen sind wegen der Darstellung der Vermögensbuchhaltung einzeln zu verrechnen und zu bezahlen.

Die Personalkosten für die Betreuungsgemeinschaft sind vorerst von den jeweiligen Dienstgebern der Klärwärter zu tragen. 
Die Vergütung der jeweiligen Personalkosten erfolgt monatlich wechselseitig auf  Grund einer Abrechnung auf Stundenbasis; Grundlage dafür bildet die Stunden​aufzeichnung des operativen Leiters. Der Stundensatz für die jeweiligen Klärwärter wird auf Grund eines von den Gemeinden ………………………… zu erstellenden Berechnungs​modelles festgesetzt. 
Die Kosten für jene Ausgaben, die eindeutig einer Kläranlage zuzuordnen sind, sind vom Eigentümer zu tragen. Zahlungen, die nicht eindeutig zuordenbar sind, werden vorerst von der Gemeinde ………………….. getragen und durch die Ausgleichszahlungen vergütet. Für die Zuordnung ist der operative Leiter verantwortlich. 
Kostenaufstellungen sind den Gemeinden ………………………………….. für die Erstellung des Voranschlages und des Nachtragsvoranschlages zur Verfügung zu stellen. Hiefür gelten die in der Oö. Gemeindeordnung 1990 festgelegten Termine. 

X.

Das Verfahren bei Auflösung der Verwaltungsgemeinschaft richtet sich nach § 13 Abs. 3 und 4 der Oö. Gemeindeordnung 1990 idgF.
Sofern bei der Auflösung über die Aufteilung des gemeinsamen Vermögens kein Einvernehmen erzielt wird, ist der unter VIII. angeführte Schlüssel heranzuziehen,
XI.

Die Einrichtung dieser Verwaltungsgemeinschaft ist der Oö. Landesregierung schriftlich anzuzeigen; die Verwaltungsgemeinschaft kann ihre Tätigkeit beginnen, wenn sie nicht innerhalb von acht Wochen von der Oö. Landesregierung untersagt wird (§ 13 Abs. 2 Oö. Gemeindeordnung 1990 idgF.).

XII.

Dieser Vertrag wird in ………………….. Ausfertigung erstellt. Neben den für die …… Gemeinden bestimmten Originalen erhalten weiters die Bezirkshauptmannschaft …………………………….., die Direktion Inneres und Kommunales sowie die Direktion Umwelt und Wasserwirtschaft (Abteilung Oberflächengewässerwirtschaft) Kopien des unterfertigten Vertrages.
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